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1	 Bundesministerium des 
Innern (Hrsg.) (2012): De­
mografiesensibles Perso­
nalmanagement in der 
Bundesverwaltung; Kom­
munale Gemeinschafts­
stelle für Verwaltungs­
management (Hrsg.) 
(2010): Der demografische 
Wandel in Kommunalver­
waltungen. Strategische 
Ausrichtung und Hand­
lungsansätze des Perso­
nalmanagements; Innova­
tors Club des deutschen 
Städte- und Gemeinde­
bundes, Beratungsunter­
nehmens publecon 
(Hrsg.) (2012): Engpass 
Personal im öffentlichen 
Dienst. Handlungsbedarf, 
Strategien und praxis­
orientierte Konzepte vor 
dem Hintergrund des 
demografischen Wandels; 
McKinsey & Company 
(Hrsg.) (2012): Der 
demografische Wandel 
– Chance und Moder­
nisierungshebel für die 
öffentliche Verwaltung. 

Der demografische Wandel stellt die öffent-
liche Verwaltung in besonderer Form vor zen-
trale Herausforderungen. Demografisch be-
dingt verändern sich kommunale Aufgaben 
und Angebote. Komplexe Steuerungs- und 
Umstrukturierungsprozesse müssen unter be-
stehendem Kostendruck umgesetzt werden. 
Verwaltungsintern ist ein Großteil der Be-
schäftigten bereits heute älter als 45 Jahre. 
Vielen älter werdenden und älteren Beschäf-
tigten stehen weniger Nachwuchskräfte ge-
genüber, bereichsspezifisch kommt es zu 
Engpässen. Darüber hinaus ist die öffentliche 
Verwaltung „weiblich“. Die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie hat aufgrund des hohen 
Frauenanteils einen großen Stellenwert – aber 
auch Männer fragen zunehmend flexible Ver-
einbarkeitslösungen nach. Verstärkt suchen 
öffentliche Arbeitgeber deshalb nach geeig-
neten Lösungen, um die Leistungsfähigkeit 
ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu för-
dern und attraktiv zu sein für potenzielle 
Bewerberinnen und Bewerber. Eine familien-
bewusste und demografieorientierte Personal
politik rückt in den Fokus. Auch in Baden-
Württemberg setzen immer mehr öffentliche 
Arbeitgeber auf bedarfs- und ressourcenorien-
tierte Maßnahmen. Dieser Beitrag bietet einen 
Blick in die Praxis. 

Wie positioniert sich die öffentliche Verwaltung 
im demografischen Wandel? Wie wirken sich 
Einstellungsstopps oder Wiederbesetzungs­
sperren auf die Beschäftigtenstruktur aus? 
Welche Herausforderungen entstehen in der 
Personalgewinnung und -bindung sowie wei­
tergehend in der Organisationsentwicklung? 
Was sind geeignete Lösungsstrategien? Diese 
Fragen haben Konjunktur – dies zeigt die Viel­
zahl an Studien, Projekten und Programmen 
im Bereich familienfreundlicher und demo­
grafiesensibler Personalpolitik unter anderem 
der Bundesverwaltung, der Kommunalen Ge­
meinschaftsstelle für Verwaltungsmanage­
ment, des Innovators Club des deutschen 
Städte- und Gemeindebundes und großer 
Beratungsunternehmen.1 Auch in Baden-Würt­
temberg wächst die Zahl der Kommunen, die 
praxisorientierte Handlungsansätze entwickeln 

und umsetzen, zum Beispiel in Zusammen­
arbeit mit dem Kompetenzzentrum Beruf & 
Familie Baden-Württemberg2 (siehe i-Punkt 
„Kompetenzzentrum Beruf & Familie“).

Die Weichen richtig stellen: familienbewusste 
und demografieorientierte Personalpolitik in 
der öffentlichen Verwaltung

Das Kompetenzzentrum Beruf & 
Familie Baden-Württemberg der 
FamilienForschung Baden-Württem­
berg unter dem Dach des Statis­

tischen Landesamtes informiert, berät und 
unterstützt seit 2008 alle Arbeitgeber im 
Land bei der familienbewussten und de­
mografieorientierten Organisationsent­
wicklung. Als Ansprechpartner für öffent­
liche Verwaltungen, Unternehmen und 
Non-Profit-Organisationen entwickelt das 
Kompetenzzentrum passgenaue und pra­
xisorientierte Konzepte – zugeschnitten 
auf die Situation vor Ort und mit Beteili­
gung aller relevanten Zielgruppen. Zum 
Portfolio gehören Fortbildungen für Fach- 
und Führungskräfte, das „Programm fa­
milienbewusst & demografieorientiert“, 
das landesweite Netzwerk für Personal­
verantwortliche im öffentlichen Dienst 
und die „Regionalen Strategiekonferen­
zen: Familienbewusst Fachkräfte sichern“. 
Über besondere Expertisen verfügt das 
Kompetenzzentrum in den Zukunftsthe­
men „Dual Career“ und „Elder Care“. 
Zudem trägt das Team durch Fachvor­
träge, Veranstaltungsmoderationen und 
Veröffentlichungen dazu bei, eine famili­
enbewusste und demografieorientierte 
Personalpolitik in Baden-Württemberg 
in die Fläche zu tragen. Wichtige Bau­
steine für die regionale und überregio­
nale Vernetzung sind das Internetportal 
www.kompetenzzentrum-bw.de mit vie­
len guten Beispielen und Kontakten zu 
Expertinnen und Experten aus der Praxis 
sowie der regelmäßig erscheinende 
Newsletter. Das Kompetenzzentrum ar­
beitet im Auftrag des Ministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren Baden-Württem­
berg. 
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2	 Praxisbeispiele finden 
sich auf der Internetseite 
des Kompetenzzentrums 
Beruf & Familie Baden-
Württemberg (www.
kompetenzzentrum-bw.
de), das unter anderem 
öffentliche Verwaltungen 
bei der Entwicklung und 
Umsetzung einer familien­
bewussten und demo­
grafieorientierten Perso­
nalpolitik berät und unter- 
stützt; weitere Beispiele 
auf der Internetseite der 
Robert Bosch Stiftung 
(www.bosch-stiftung.de), 
die zwölf Kommunen bei 
der Umsetzung einer 
demografieorientierten 
Personalpolitik fördert, 
sowie auf der Internet­
seite der berufundfamilie 
gGmbH (www.beruf-und-
familie.de), die öffentliche 
Verwaltungen für ihre 
familienbewusste Per­
sonalpolitik zertifiziert. 

3	 Robert Bosch Stiftung 
GmbH (Hrsg.) (2009): 
Demografieorientierte 
Personalpolitik in der 
öffentlichen Verwaltung. 

4	 Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder: 
Demografischer Wandel 
in Deutschland. Auswir­
kungen auf die Entwick­
lung der Erwerbsperso­
nenzahl, Heft 4/2009. 

Die Personalstruktur ist alterszentriert, 
Nachwuchslücken sind absehbar

Bereits 2009 hat die Prognos AG im Auftrag 
der Robert Bosch Stiftung die Studie „Demo­
grafieorientierte Personalpolitik in der öffent­
lichen Verwaltung“ durchgeführt. Ergebnis 
der bundesweiten Altersstrukturanalyse auf 
Landes- und kommunaler Ebene ist, dass die 
Altersklasse der 45- bis 54-Jährigen mit über 
35 % am stärksten besetzt ist und die Gruppe 
der Nachwuchskräfte bis 35 Jahren mit unter 
20 % deutlich schwächer. Im Vergleich zur Pri­
vatwirtschaft ist die Altersgruppe über 45 
Jahre überproportional stark vertreten. Zwar 
stellt sich die Situation je nach Region, Aufga­
benbereich und Hierarchiestufe unterschied­
lich dar. Dennoch steht das Personalmanage­
ment der öffentlichen Verwaltung insgesamt 
verstärkt vor den zentralen Aufgaben, die Ar­
beits- und Leistungsfähigkeit ihrer Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter zu erhalten oder zu 
steigern, Verrentungswellen aufzufangen, 
Knowhow-Verlust zu vermeiden und trotz 
Fachkräftewettbewerb ausreichend (hochqua­
lifizierte) Nachwuchskräfte zu rekrutieren. De­
mografisch bedingt wird sich dies in Zukunft 
kontinuierlich verstärken.3 

Im Vergleich zur bundesweiten Ausgangslage 
ist die Personalstruktur der öffentlichen Ver­
waltung in Baden-Württemberg auf der Ebene 
der Landesbehörden und -betriebe mit etwa 
270 000 Beschäftigten wesentlich ausgegliche­

ner. Auf der Ebene der Gemeinden/Gemeinde­
verbände mit etwa 200 000 Beschäftigten ist 
die Personalstruktur jedoch deutlich alterszen­
triert. Die Altersgruppe der 45- bis 54-Jährigen 
ist mit 35 % am stärksten besetzt, insgesamt 
sind knapp 60 % der Beschäftigten 45 Jahre 
und älter. Die Gruppe der Nachwuchskräfte 
unter 35 Jahren ist mit rund 21 % deutlich 
kleiner (Schaubild 1).

Hinsichtlich möglicher Fachkräfteengpässe 
fällt in Baden-Württemberg der zunehmende 
Altersdurchschnitt der Erwerbspersonen stär­
ker ins Gewicht als ein zahlenmäßiger Fach­
kräftemangel. Unter der Annahme steigender 
altersspezifischer Erwerbsquoten (unter ande­
rem aufgrund einer stufenweisen Anhebung 
des Renteneintrittsalters und höherer Frauen­
erwerbsquoten) würde die Erwerbspersonen­
zahl in Baden-Württemberg erst um das Jahr 
2025 unter das aktuelle Niveau absinken und 
läge 2030 um etwa 280 000 oder um 5 % nied­
riger als im Ausgangsjahr 2005. Gleichzeitig 
würde der Anteil der unter 50-Jährigen sinken 
und der Anteil 50-jähriger und älterer Erwerbs­
personen entsprechend steigen, von 26 % im 
Jahr 2005 auf 35 % im Jahr 2020.4 Dennoch 
wird die öffentliche Verwaltung in Baden-
Württemberg zukünftig verstärkt mit der freien 
Wirtschaft um qualifizierte Fachkräfte konkur­
rieren. Laut dem IHK-Fachkräftemonitor für 
Baden-Württemberg 2012 ist bislang kein 
flächendeckender Fachkräftemangel absehbar. 
Jedoch fehlen der Südwestwirtschaft aktuell 

Altersstruktur in den Landesbehörden und -betrieben sowie
in den Gemeinden/Gemeindeverbänden Baden-Württembergs 2011S1
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5	 Der IHK-Fachkräftemoni­
tor basiert auf einem 
Berechnungs- und Pro­
gnosemodell, das die 
WifOR Wirtschaftsfor­
schung GmbH Darmstadt 
im Auftrag der Industrie- 
und Handelskammer 
Baden-Württemberg 
entwickelt hat (www.
fachkraeftemonitor-bw.
de). 

6	 Unter anderem Wanger, 
Susanne (2012): Arbeits­
zeitpotenziale von Frauen. 
Wunschlängen und 
wahre Größen. IAB- 
Forum 1/2012. 

7	 Die Personalmarketing­
studie 2012 wurde vom 
Marktforschungsunter­
nehmen GfK im Auftrag 
des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend er­
stellt. Befragt wurden 
300 Personalverantwort­
liche in Unternehmen mit 
über 50 Beschäftigten so- 
wie 3 000 Beschäftigte. 
(www.erfolgsfaktor-
familie.de). 

rund 230 000 Fachkräfte in einzelnen Bereichen 
(Techniker/-innen, Fach- und Betriebswirt/-in­
nen, Meister/-innen und Fachkaufleute sowie 
Ingenieur/-innen und Akademiker/-innen).5

Die Balance von Beruf und Familie ist wichtig 
– für Frauen und Männer

Ebenso wie für privatwirtschaftliche Arbeitge­
ber wird auch für die öffentliche Verwaltung 
die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familien­
leben verstärkt zu einem zentralen Handlungs­
feld. Eine Besonderheit der öffentlichen Ver­
waltung ist der hohe Anteil an weiblichen 
Beschäftigten. Bei den baden-württember­
gischen Gemeinden/Gemeindeverbänden liegt 
dieser bei 62 %, bei den Landesbehörden und 
-betrieben bei 55 %. Besonders hoch ist der 
Frauenanteil unter den Nachwuchskräften 
unter 35 Jahren. Hier sind bei den Gemeinden/ 
Gemeindeverbänden 72 % der Beschäftigten 
weiblich, bei den Landesbehörden und -betrie­
ben 62 % (Schaubild 2). Aufgrund der gestie­
genen Bildungsbeteiligung und Berufsorien­
tierung von Frauen sowie Veränderungen im 
sozialen Sicherungssystem ist anzunehmen, 
dass ihre Präsenz im Erwerbsleben weiter zu­
nehmen wird. Damit steigen auch die Anfor­
derungen an eine gute Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie. 

Ein weiterer Aspekt ist der hohe Teilzeitanteil 
unter den weiblichen Beschäftigten, der in den 
baden-württembergischen Gemeinden/Ge­

meindeverbänden bei 60 % und in den Landes­
behörden und -betrieben bei 50 % liegt. Hier 
bietet sich besonderes Potenzial zur Abhilfe 
bei Arbeitskräfte- und Fachkräfteengpässen, 
zumal unterschiedliche Studien belegen, dass 
viele teilzeitbeschäftigte Frauen gerne deutlich 
länger arbeiten wollen.6

Folgende Punkte sind darüber hinaus zentral: 
Auch immer mehr Männer fragen flexible Ver­
einbarkeitslösungen nach. Laut der Personal­
marketingstudie 2012 des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend spielt 
für 91 % der Beschäftigten zwischen 25 und 
39 Jahren mit Kindern unter 18 Jahren die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie eine 
wichtigere oder ebenso wichtige Rolle wie das 
Gehalt. Ebenso sind 95 % der Personalverant­
wortlichen der Meinung, dass familienfreund­
liche Angebote ein zunehmend wichtiges Kri­
terium bei der Arbeitgeberwahl sind.7 Auch 
öffentliche Arbeitgeber berichten von einer 
verstärkten Nachfrage zum Beispiel in Bewer­
bungsgesprächen. Demografisch bedingt wird 
zudem die Zahl der Beschäftigten steigen, die 
Pflegeaufgaben übernehmen. Immer wichtiger 
werden Unterstützungsangebote, die der spe­
ziellen Belastungssituation von Pflegenden ge­
recht werden. Studien weisen den betriebs­
wirtschaftlichen Nutzen von Maßnahmen zur 
besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
nach – oder die Kosten, die zum Beispiel durch 
fehlende Vereinbarkeitslösungen im Bereich 
„Beruf und Pflege“ entstehen. Demnach för­
dert ein familienfreundliches Arbeitsumfeld 

Frauenanteil in den Landesbehörden und -betrieben sowie
in den Gemeinden/Gemeindeverbänden Baden-Württembergs 2011S2
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8	 Forschungszentrum Fa­
milienbewusste Perso­
nalpolitik (2008): Betriebs­
wirtschaftliche Effekte 
einer familienbewuss­
ten Personalpolitik; For­
schungszentrum Famili­
enbewusste Personal- 
politik (2011): Betriebliche 
Folgekosten mangelnder 
Vereinbarkeit von Beruf 
und Pflege.

9	 Ein Beispiel hierfür ist 
das Konzept der „Arbeits­
fähigkeit“, das die Kom­
munale Gemeinschafts­
stelle für Verwaltungs- 
management (KGSt) für 
die strategische Ausrich­
tung des Personalmana­
gements empfiehlt: Das 
„klassische“ Personal­
management wird dabei 
um den Faktor „Demo­
grafieorientierung“ er­
weitert, bestehende Maß­
nahmen und Instrumente 
geprüft, intensiviert und 
professionalisiert. Vgl. 
Der demografische Wan­
del in Kommunalverwal­
tungen. Strategische Aus­
richtung und Handlungs- 
ansätze des Personal- 
managements, Bericht 
3/2010, Köln, S. 15 ff.

10	 Innerhalb dieser Hand­
lungsfelder reicht das 
Maßnahmenspektrum 
von Führungskräfteschu­
lungen, Teilzeit- und Gleit­
zeitmodellen, Vertretungs­
regelungen, Telearbeit 
oder Fortbildungsmaß­
nahmen bis hin zu Ge­
sundheitsmanagement, 
Kinderbetreuung, Pflege­
beratung oder Familien­
seiten im Intranet. 

die Motivation und Produktivität der Beschäf­
tigten, es fallen weniger und kürzere familien­
bedingte Ausfälle und Auszeiten an, Wieder­
einstiegsprozesse laufen schneller und das 
Unternehmensimage verbessert sich.8 

Das Personalmanagement und die 
Führungskräfte sind gefragt

Die aktuelle Beschäftigtenstruktur der öffent­
lichen Verwaltung und aktuelle Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt zeigen: Für öffentliche 
Arbeitgeber ist es strategisch wichtig, ihr Per­
sonalmanagement familienbewusst und demo­
grafieorientiert auszurichten. Um dem konkre­

ten Handlungsbedarf auf den unterschiedlichen 
Ebenen gezielt zu begegnen und passende 
Lösungsansätze zu entwickeln, benötigen Ent­
scheiderinnen und Entscheider Konzepte, die 
auf ihre Ausgangssituation zugeschnitten 
sind.9 Arbeitgeber in Baden-Württemberg 
können sich dazu an das Kompetenzzentrum 
Beruf & Familie Baden-Württemberg wenden. 
Für die praxisorientierte Beratung unter ande­
rem von Gemeinden, Städten, Landkreisen 
oder Landesministerien hat das Kompetenz­
zentrum sechs Handlungsfelder entwickelt: 
Führungskräfte sensibilisieren und qualifizie­
ren, Arbeitszeiten flexibilisieren und Arbeits­
organisation verbessern, Personalentwicklung 
ausbauen, bedarfsgerechte Services etablieren 
sowie gezielt kommunizieren.10 Sie bilden die 
Basis für Strategieentwicklungs- und Umset­
zungsprozesse, die das Kompetenzzentrum 
vor Ort unterstützt und begleitet: von der Ana­
lyse der Ausgangssituation über Beteiligungs­
verfahren bis hin zur Umsetzung konkreter 
Maßnahmen und einer nachhaltigen Verände­
rung der Organisationskultur (siehe i-Punkt 
„Beispiel aus der Praxis“).

Fazit und Ausblick

Demografisch bedingt wird eine familienbe­
wusste und demografieorientierte Personal­
politik für die öffentliche Verwaltung zukünftig 
einen hohen Stellenwert einnehmen. Es zeigt 
sich, dass bereits sehr viele Verwaltungen den 
wachsenden Handlungsbedarf erkennen, der 
sich je nach Beschäftigtenstruktur und Region 
ergibt. Viele öffentliche Arbeitgeber haben ein 
zunehmend ausgeprägtes Bewusstsein für die 
spezifischen Problemlagen auf den unterschied­
lichen Ebenen und in den möglichen Hand­
lungsfeldern. Die zentrale Aufgabe besteht 
darin, hierfür eine gesicherte Datenlage zu 
schaffen und gezielte Lösungsstrategien zu 
entwickeln sowie Entscheiderinnen und Ent­
scheider und Erfahrungsträgerinnen und Ent­
scheidungsträger untereinander zu vernetzen 
und einen Austausch zu erprobten Modellen 
zu fördern. 

Beispiel aus der Praxis 

Das Landratsamt Göppingen ist 
Modellstandort im „Programm fa­

milienbewusst & demografieorientiert“ 
des Kompetenzzentrums Beruf & Familie 
Baden-Württemberg. Im Rahmen dieses 
Programms bietet das Kompetenzzentrum 
interessierten Arbeitgebern im Land ein 
mehrstufiges, durch Expertinnen und Ex­
perten des Kompetenzzentrums beglei­
tetes Verfahren zur familienbewussten 
und demografieorientierten Organisati­
onsentwicklung. Das Programm wird 
vom Ministerium für Arbeit und Sozial­
ordnung, Familie, Frauen und Senioren 
gefördert. Gestartet ist das Programm in 
Göppingen im Juni 2012 mit der offizi­
ellen Unterzeichnung einer Rahmenver­
einbarung. Ziel des Landratsamtes ist es, 
auf den bereits vorhanden Strukturen 
und Angeboten zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie aufzubauen und diese 
im Rahmen des Programms zu erweitern 
und zu intensivieren. Bis Ende 2012 wur­
den dazu konkrete Ziele und Maßnah­
menvorschläge zur Weiterentwicklung 
der Familienorientierung erarbeitet – 
unter Beteiligung von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, Führungskräften und 
Entscheidungsgremien. Seit Anfang 2013 
setzen die Akteurinnen und Akteure die 
vereinbarten Maßnahmen um und ver­
zeichnen bereits erste Erfolge. Anfang 
2014 prüfen die Akteurinnen und Akteure 
mit Unterstützung des Kompetenzzen­
trums den Umsetzungsstand, ziehen Zwi­
schenbilanz und vereinbaren gegebenen­
falls weitere Ziele. 

Weitere Auskünfte erteilt
Lucill Simak, Telefon 0711/641-21 45,
Lucill.Simak@stala.bwl.de


